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Drudisache Nr. 1535 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden 
Gesetzentwurf die Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über Sofortmaßnahmen für die schaffende, 
lernende und arbeitslose Jugend 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Erster Abschnitt 

Mitbestimiiiungsrecht der Jugend 

S 1 

Die jugendvertretungen haben in den Betrieben, 
Lehranstalten, Verwaltungen und allen anderen 
ölrentlichen und privaten Einrichtungen dieser Art 
in allen Fragen, die die sozialen, kulturellen und 
beruflichen Belange der Jugend betreffen, volles 
Mitbestimmungsrecht. 

S 2 

jugendliche, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, sind v/ahlberechtigt. Die Wählbarkeit tritt 
mit dem vollendeten 2L Lebensjahr ein. 


Zweiter Abschnitt 
Verbesserung der Schulbildung 

§ 3 

Um den Kindern und Jugendlichen die Möglich- 
keit zur Entfaltung ihrer körperlichen und 
geistigen Fähigkeiten zu gewährleisten, besteht die 
allgemeine Schulpflicht einschließlich der Berufs- 
schulpflicht bis zum Ende des Schuljahres, in dem 
das 18. Lebensjahr vollendet wurde. 

§ 4 

Sämtliche Lehr- und Lernmittel werden kosten- 
los zur Verfügung gestellt. 

^ 5 

Alle Schüler erhalten kostenlose Schulspeisung. 
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§ 6 

Zweckentfremdete Sdiulraume sind binnen drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes frei- 
zumachen und an die Schulverwaltung zurückzu- 
geben. 

§ 7 

Der Neubau und die Wiederinstandsetzung von 
Schulgebäuden sind so zu fördern, daß in Kürze 
an allen Schulen der einschichtige Schulunterricht 
mit einer durchschnittlichen Klassenbesetzung von 
fünfunddreißig Schülern durchgeführt werden 
kann. 


Dritter Abschnitt 

Verbesserung der Berufsausbildung 

§ B 

(1) Alle Jugendlichen haben ein Recht auf 
Arbeit und eine gründliche Berufsausbildung. Die 
Begabtenförderung muß dabei im Vordergrund 
stehen. 

(2) Bei Fachschulen sind besondere unentgelt- 
liche Fachschullehrgänge einzurichten. 

(3) Männliche und weibliche Jugendliche sind 
gleichgestellt. 

§ 9 

Die Berufsschulbildung muß mit der prakti- 
schen Berufsausbildung koordiniert werden, um eine 
qualifizierte Berufsausbildung zu gewährleisten. 
Dabei sind Zwischenprüfungen durch Vertreter 
der Gewerkschaften und des Berufsschulwesens 
unter Hinzuziehunp- von Jugendvertretern zur 
Kontrolle des Ausbildungsstandes und zur Ab- 
stellung bestehender Mängel in der Ausbildung 
durchzuführen. Hat ein Lehrling die Lehrabschluß- 
prüfung Infolge Verschuldens des Lehrherrn nicht 
bestanden, so läuft die Lehrausbildung bis zur ord- 
nungsgemäßen Ablegung der Prüfung weiter. Für 
diese Zeit hat der Lehrherr dem Lernenden Ge- 
sellenlohn zu zahlen. 


^ 10 

Eltern und Er7iehungsberechtigre, deren monat- 
liches Bruttoeinkommen den Betrag von 300 DM 
nicht übersteigt, erhalten für jedes Kind, das in 
einem Lehrverhältnis steht, eine monatliche Aus- 
bildungshilfe ln der Höhe von 30 DM. 

§ 11 

(1) Arbeitsdienst und arbeitsdienstähnliche Ein- 
richtungen in offener und versteckter Form sind 
verboten. Sofern solche zur Zeit der Annahme 
dieses Gesetzes bestehen, sind sie sofort aufzulösen. 
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(2) jugendliche, die bisher im Arbeitsdienst oder 
in arbeitsdienstähnlidien Einrichtungen zusammen- 
gefaßt waren, werden in ordentliche Lehrverhält- 
nisse überführt. 


§ 12 

Zur Unterbringung der Jugendlichen, die bisher 
ohne Lehrstellen sind, und zur allgemeinen Ver- 
mehrung der Lehrstellen werden die Großbetriebe 
verpflichtet, unverzüglich folgenden Prozentsatz 
ihrer Belegschaft an Lehrlingen einzustellen : 
Betriebe von 200 bis 500 Belegschafts- 
mitgliedern 5 Vo 

Betriebe von 500 bis 1000 Belegschafts- 
mitgliedern 8 Vo 

Betriebe mit über 1000 Belegschafts- 
mitgliedern lOVo 


§ 13 

Vom nächstfolgenden Jahre an werden die 
Großbetriebe verpflichtet, jährlich an Lehrlingen 
einzustellen; 

Betriebe von 200 bis 500 Belegschafts- 
mitgliedern mindestens 3 ®/o 

Betriebe von 500 bis 1000 Belegschafts- 
mitgliedern mindestens 4 Vo 

Betriebe mit über 1 000 Belegschafts- 
mitgliedern mindestens 5 ®/o 


Selbständigen Handwerkern und Kleingewerbe- 
treibenden sind zur Erleichterung der Einstellung 
von Lehrlingen Steuernachlässe in Höhe von 50 Vo 
des von ihnen zu zahlenden Lehrlingslohnes zu ge- 
währen. 


Vierter Abschnitt 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Jugendliche 

§ 15 

(1) Die Arbeitszeit für Jugendliche darf in allen 
Berufszweigen unter Einrechnung der Berufsschul- 
zeit pro Tag sieben Stunden nicht übersteigen. 
An Samstagen und Tagen vor gesetzlichen Feier- 
tagen darf die Arbeitszeit fünf Stunden nicht über- 
schreiten und muß spätestens um 12 Uhr mittags 
beendet sein. 

(2) Nachtarbeit jeder Art und Überstunden 
sind für Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr ver- 
boten. 



§ 16 

(1) Eine Entlassung von Lehrlingen ist grund- 
sätzlich verboten. Ausnahmen hiervon sind nur 
zulässig bei Schließung des Betriebes oder der Lehr- 
abteilungen, in der der Lehrling beschäftigt ist. 

(2) Der Lehrherr ist in jedem Fall verpflichtet, 
den ununterbrochenen Fortgang der Lehrausbil- 
dung durch Beschaffung einer gleichwertigen 
anderen Lehrstelle zu sichern. 

§ 17 

Allen Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr ist 
ein -bezahlter Erholungsurlaub von 24 Arbeits- 
tagen zu gewähren. 


§ 18 

(1) Die Lehrlingsvergütungen werden jeweils 
den gesteigerten Lebenshaltungskosten angepaßt 
und In die Tarifverträge aufgenommen. 

( 2 ) Werden Lehrlinge nach Abschluß ihrer 
Lehrzeit mit Arbeiten beschäftigt, die bisher ein 
qualifizierter älterer Arbeiter verrichtete, so ist 
dem Ausgelernten der bisher für diese Arbeiten 
gezahlte Lohn ebenfalls zu zahlen. 

(3) Unabhängig von Alter und Geschlecht ist 
für gleiche Arbeit gleicher Lohn zu zahlen. 

§ 19 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, 39 Wochen 
vor Beendigung der Lehrzeit Arbeitslosenversiche- 
rungsbeiträge auf der Grundlage eines Wochen- 
arbeitsverdienstes von mindestens 35 DM zu 
entrichten, um damit die Anwartschaft der Lehr- 
linge auf Arbeitslosenversicherung nach Beendi- 
gung der Lehrzeit sicherzustellen. Den Anteil des 
Lehrlings zahlt der Arbeitgeber. Der I.ehrllng 
darf Innerhalb von sechs Monaten nach Beendi- 
gung seines ordentlichen Lehrverhältnisses nicht 
entlassen werden. 


§ 20 

Alle Schulentlassenen und darüber hinaus alle 
Jugendlichen, die keine Lehrstelle oder keinen 
Arbeitsplatz finden, sind als Arbeitslose anzuer- 
kennen und erhalten aus staatlichen Mitteln eine 
Arbeitslosenunterstützung, deren Errechnung sich 
nach dem AVAVG unter Zugrundelegung eines 
Wochenlohnes von 35 DM richtet. Jugendliche, 
die einen selbständigen Haushalt führen bzw. In 
Untermiete wohnen, erhalten auf derselben 
Grundlage eine wöchentliche Unterstützung, für 
deren Errecdinung ein Wochengriindlohn von 
45 DM eingesetzt wird. 
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Fünfter Abschnitt 


Verbesserungen der kulturellen Leistungen für 
die Jugend 

§ 21 

(1) Für begabte Jugendliche ist die Möglichkeit 
des Besuches von Mittelschulen, Oberschulen, Uni- 
versitäten und sonstigen höheren Lehranstalten 
und Fachschulen durch die Erteilung von Stipen- 
dien und die Zahlung von Unterhaltshilfe sidier- 
zustellen. 

(2) Eltern und Erziehungsberechtigte, deren 
monatliches Bruttoeinkommen den Betrag von 
300 DM nicht übersteigt, erhalten für jedes sich 
in der Ausbildung befindliche Kind eine monat- 
liche Ausbildungshilfe in der Fiöhe von 50 DM. 

(3) Jugendliche, die Freistellen an höheren Lehr- 
anstalten, Universitäten, Fachschulen usw. erhalten, 
haben Ansprucli auf die gleichen Unterstützungs- 
sätze als Unterhaltshilfe, wie sie in § 20 für Schul- 
entlassene ohne Lehrstellen und Arbeitsplatz zu- 
gesichert sind. Bei allen staatlichen und kommu- 
nalen Lehranstalten, Universitäten, technischen 
Hochschulen und anderen Fachschulen werden zur 
Förderung der Ausbildung begabter Jugendlicher 
für 10 ^/o mehr Studenten Freistellen geschaffen. 

(4) Die dafür benötigten Mittel stellt die 
Bundesregierung zur Verfügung. 

§ 22 

An den Universitäten, technischen Hochschulen 
und sonstigen höheren Fachschulen sind Studenten- 
heime zu errichten, um den nicht am Sitz der 
Hochschule wohnenden Studenten billige Unter- 
kunft zu sichern. Die Verwaltung der Studenten- 
heime untersteht den gewählten studentischen 
Selbstverwaltungsorganen. 

§ 23 

(1) Um für heimatlose Jugendliche und soldte, 
die gezwungen sind, außerhalb ihres Wohnsitzes 
Arbeit anzunehmen, Wohnraum zu erstellen, ist 
der soziale und gemeinnützige Wohnungsbau zu 
verstärken. Die hierfür erforderlichen Geldmittel 
sind aufzubringen zu je einem Drittel vom Bund, 
den Ländern und den jeweiligen Industriezweigen. 
Von dem aus diesen Mitteln erstellten Wohnraum 
ist, entsprechend den Erfordernissen, ein fest- 
gesetzter Prozentsatz den obengenannten Jugend- 
lichen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Allen in Lagern und Helmen untergebrach- 
ten Jugendlichen ist der volle Lohn auszuzahlen. 
Der höchste Mietsatz für einen Heim- oder Lager- 
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Insassen darf 25 Pfennig pro Tag nicht übersteigen. 
Bei allen Wohnungen in Baracken oder sonstigen 
Notunterkünften ist kein Mietzins zu zahlen. Alle 
Lager und Wohnheime unterstehen der Selbstver- 
waltung der Lagerinsassen unter Mitwirkung und 
Kontrolle durch Gewerkschaften und Betriebsräte. 

§ 24 

(1) Für alle Jugendlichen bis zu 18 Jahren ist 
eine besondere regelmäßige ärztliche Betreuung zu 
schaffen. Die Kosten für notwendige Einrichtun- 
gen, Ärzte und Personal werden im Llaushalt des 
Bundes bereitgestellt. Soweit in den Ländern und 
Gemeinden ähnliche Einrichtungen bereits vor- 
handen sind, werden sie im Rahmen der allge- 
meinen und regelmäßigen ärztlichen Betreuung 
eingesetzt. 

(2) Die Reihenuntersuchungen finden minde- 
stens alle drei Monate statt. Das Ergebnis der 
Untersuchungen ist den Gewerkschaften zur Ver- 
fügung zu stellen. 


§ 25 

In allen Gemeinden, in denen sich ein Arbeits- 
amt oder eine Arbeitsamtsnebenstelle befindet, 
sind Jugendberatungsstellen einzurichten, in denen 
ein Jugendarzt und ein Jugendvertreter der Ge- 
werkschaft mitwirken. Die Beratung ist kostenlos. 

§ 26 

(1) Jugendlichen ist in Zusammenarbeit mit den 
deutschen Jugendorganisationen der kostenlose 
oder verbilligte Besuch von Theatern, Konzert- 
und Filmveranstaltungen zu ermöglichen. 

(2) Für die Errichtung von Jugendbüchereien, 
die Beschaffung von Spiel- und Sportgeräten, 
Musikinstrumenten usw. sind ausreichende Mittel 
im Haushalt des Bundes bereitzustellen. 

(3) Alle deutschen Jugendorganisationen sind an 
der Nutzung dieser Mittel zu beteiligen. 

§ 27 

Auf allen Verkehrsmitteln der Bundesbahn und 
-post erhalten Jugendliche In Gruppen von fünf 
an aufwärts 75 Vo Fahrpreisermäßigung. Für Ur- 
laubsreisen erhalten Jugendliche bis zu 18 Jahren 
dieselbe Vergünstigung. Arbeiterwochenkarten 
für Jugendliche erhalten 25 Vo Fahrpreisermäßi- 
gung. 

§ 28 

Zweckentfremdete Jugendherbergen sind ihrem 
Verwendungszweck wieder zuzuführen. Der Neu- 
bau weiterer Herbergen und die Wiedererrichtung 
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beschädigter Heime ist umgehend in Angriff zu 
nehmen. Ihre Benutzung steht allen deutschen 
Jugendorganisationen zu. 

§ 29 

Allen Jugendlichen, die sich in verantwortlicher 
Stellung an Jugendferienlagern beteiligen, ist ein 
Sonderurlaub von 14 Tagen zu gewähren. Den 
dadurch entstehenden Lohnausfall trägt die 
Bundesregierung. 

§ 30 

(1) Alle bestehenden deutschen Jugendgruppen 
müssen die Möglichkeit haben, ihre Zusammen- 
künfte in Jugendheimen abzuhalten. 

(2) Beschädigte Räume in den bereits bestehen- 
den Heimen sind sofort wieder herzurichten. 
Zweckentfremdete Jugendheime sind den Jugend- 
gruppen Vvueder zur Veifüguiig zu stellen. 

(3) Die Benutzung der Jugendheime ist unent- 
geltlich. 

§ 31 

Der Jugendsport Ist in besonderem Maße zu 
fördern. Der Bund stellt hierfür ausreichende 
Mittel zur Verfügung. Zweckentfremdete Sport- 
anlagen sind innerhalb von drei Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes zur Förderung des deut- 
schen Sportes freizugeben. 

§ 32 

Den bestehenden deutschen Jugendorganisatio- 
nen sind Mittel für die Durchführung von Ferien- 
lagern zur Verfügung zu stellen. Die benötigten 
Mittel sind im Haushalt des Bundes bereitzu- 
stellen. 


§ 33 

Die Bundesregierung arbeitet in Verbindung 
mit den deutschen Jugendorganisationen ein groß- 
zügiges Jugenderholungswerk aus. 

§ 34 

Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 


Bonn, den 27. Oktober 1950 


Kohl (Stuttgart) und Fraktion 
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